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Position  

Der vorgelegte Gesetzentwurf zur Bei-
tragsstabilisierung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) ist ein 
Schlag ins Gesicht für die Versicherten 
und Beschäftigten: Die vorgesehenen 
Leistungskürzungen, Ausgabenbe-
grenzungen und Kostendeckel treffen 
vor allem die gesetzlich Versicherten, 
die Beschäftigten in den Krankenkas-
sen und im Gesundheitswesen!  
 
Was die Bundesregierung plant:  
Statt die gesetzliche Krankenversicherung nach-
haltig und solidarisch zu stabilisieren, werden fi-
nanzielle Belastungen einseitig auf Versicherte 
und Beschäftigte verlagert. Das lehnen wir ent-
schieden ab! 
 
Die Bundesregierung setzt fast ausschließlich 
auf Ausgabenkürzungen und blendet die Ein-
nahmeseite der GKV weitgehend aus. Geplant 
sind unter anderem Eingriffe beim Krankengeld, 
Einschränkungen bei der Familienversicherung so-
wie weitere Belastungen für Versicherte durch 
höhere Eigenanteile und Leistungskürzungen. 
Krankheit wird damit noch stärker zum Armutsri-
siko. 
 
Gleichzeitig bleiben zentrale strukturelle Finanzie-
rungsfragen ungelöst. Die Krankenkassen stehen 
weiterhin unter erheblichem Druck: Reserven, die 
während der Corona-Pandemie durch politisches 
Handeln der damaligen Bundesregierung abge-
schmolzen oder abgeführt wurden, konnten bis 
heute nicht wieder aufgebaut werden. 

Was heißt das für die Beschäftigten in den 
Krankenkassen? 
Besonders problematisch ist der geplante Verwal-
tungskostendeckel. Die Verwaltungskosten der 
Krankenkassen sollen künftig strikt an die Grund-
lohnrate gekoppelt werden. Das bedeutet fak-
tisch einen harten Deckel für Personal- und Sach-
kosten – obwohl die GKV- Finanzkommission 
festgestellt hat, dass Verwaltungskosten aus-
drücklich nicht der Kostentreiber der GKV sind. 
 
Die Folgen dieser Reform wären gravierend für 
uns alle: Ein Kostendeckel bei den persönli-
chen und sachlichen Verwaltungskosten führt 
zu weniger Verteilungsspielräumen bei Tarifrun-
den, im schlimmsten Fall aber sogar zu Personal-
abbau, Arbeitsverdichtung und damit letztlich 
auch zu schlechteren Serviceleistungen für Versi-
cherte.  
 

 



 

Die Beschäftigten der Krankenkassen haben 
in den vergangenen Jahren enorme zusätzli-
che Belastungen getragen – Pandemie, Geset-
zesflut, Digitalisierung, Fachkräftemangel und im-
mer neue Aufgaben. Sie sind nicht die Verursa-
cher der GKV-Finanzkrise und sollen nun die Ze-
che zahlen! 
 
Was wir von der Politik erwarten! 
Für eine nachhaltige Stabilisierung der GKV 
braucht es eine solidarische und gerechte Finan-
zierung. Dazu gehört vor allem eine deutliche An-
hebung der Versicherungspflichtgrenze. Die vor-
gesehene einmalige Anhebung der Beitragsbe-
messungsgrenze allein reicht nicht aus. Ohne eine 
gleichzeitige Anhebung der Versicherungspflicht-
grenze droht die Abwanderung wichtiger Gutver-
dienender in die private Krankenversicherung – 
zulasten der solidarischen Finanzierung der GKV. 
 
 

Auch die stark steigenden Arzneimittelkosten 
wurden nicht wirksam adressiert, obwohl selbst 
die GKV-Finanzkommission sie als zentralen Kos-
tentreiber identifiziert hat. Hier braucht es endlich 
konsequente politische Steuerung!  
 
Hinzu kommt: Die Bundesregierung muss konse-
quent die Kosten für versicherungsfremde Leis-
tungen zahlen. Hierbei handelt es sich u.a. um 
Aufwände für die Gesundheitsversorgung von 
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung. Ihre 
gesundheitliche Versorgung ist ein verfassungs-
mäßiges Recht in unserem Sozialstaat, für das die 
Bundesregierung die Verantwortung und Finan-
zierung übernehmen muss. 
 
 


